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Reform der Sozialhilfe: 

„Wirksam helfen - 
gerecht gestalten!" 
.,e Sozialhilfe ist neben der Versorgung und der 

ersicherung die dritte Säule unseres sozialen 
lcherungssystems. Sie hilft Menschen, die sich in 
'Her finanziellen Notlage befinden und diese 
Jcht aus eigener Kraft bewältigen können. Eine 
j eform des Sozialhilferechts ist dringend erfor- 
derlich. 

°2ialhilfe darf sich nicht darauf beschränken, finan- 
ce Leistungen an Bedürftige auszuzahlen. Viel- 
enr müssen die Bemühungen zur Vermeidung und 
r Überwindung von Sozialhilfeabhängigkeit ver- 

jarkt werden. Sozialhilfe ist Hilfe zur Selbsthilfe. 

^Punkte der Reform: 

Förderung der Arbeitsaufnahme 
von Sozialhilfeempfängern 

^Urch Einarbeitungs- und Lohnkostenzuschüsse an 
Arbeitgeber bis zu zwei Jahre 
durch befristete Zuschüsse an Sozialhilfeempfän- 
ger 
durch Zuschuß von 25 DM pro Tag an Sozialhilfe- 
ernpfänger für Saisonarbeiten 
^Urch Kürzung der Sozialhilfe bei Verweigerung 

%
üer Hilfe zur Arbeit 

Urch bessere Koordination zwischen Sozialäm- 
ern und Arbeitsämtern. (Fortsetzung Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Wenn jeder Kreis und jede kreisfreie Stadt 
nur 220 Sozialhilfeempfängern ein Ar- 
beitsangebot macht, erhalten 100.000 
Menschen zusätzlich eine Arbeit. 

Weniger Bürokratie führt zur 
Entlastung der Sozialämter 

Wenn die Sozialämter keine Vorschüsse 
für vorrangige Sozialleistungsträger - 
wie die Renten- oder Arbeitslosenversi- 
cherung - mehr leisten müssen, sinkt 
die Zahl der Sozialhilfeempfänger um 
rund 400.000. 
Einmalige Leistungen, wie Kleidung 
und Hausrat (derzeit 20 Prozent der 
Leistungen), sollen durch Pauschallei- 
stungen ersetzt werden. Statt zeitrau- 
bende Berechnungen anzustellen, sollen 
die Sozialämter besser über den Weg 
aus der Sozialhilfe beraten. 

Gleiches Niveau der Sozialhilfe 
in ganz Deutschland 

Die Mehrbedarfszuschläge für Erwerbsun- 
fähige, über 65jährige und Blinde sollen 
auf das Niveau der alten Bundesländer an- 
gehoben werden. 

Spürbare Entlastung 
der Kommunen 

Die Regelsätze werden bis 1998 nur in 
dem Umfang angehoben, wie die Net- 
tolöhne der Arbeitnehmer steigen. Da- 
durch werden die Kommunen um 1,05 
Mrd. Mark entlastet. Bis 1999 soll ein 
neues System zur Festsetzung der Regel- 
sätze entwickelt werden. 

Die Pflegesätze in Einrichtungen sind seit 
1990 jährlich um mehr als 11 Prozent ge- 
stiegen, obwohl die Zahl der Empfänger 
im wesentlichen gleichgeblieben ist. Des- 
halb soll ab 1999 ein neues Pflegesatzsy- 
stem eingeführt werden. Die Kommunen 
werden dann um 1,25 Mrd. Mark entlastet. 

Obdachlosigkeit vermeiden 

Obdachlosigkeit ist für die Kommunen 
siebenmal teurer als vorbeugende Hilfe 
zum Erhalt der Wohnung. Daher sollen 
die Amtsgerichte den Sozialhilfeträgern 
Räumungsklagen melden, damit notfalls, 
bevor Obdachlosigkeit droht, rückständige 

Mieten übernommen werden können. 
Wer wie die SPD und Verbände behauptet- 
mit der Reform der Sozialhilfe würde so- 
zialpolitischer Kahlschlag betrieben, sagt 
die Unwahrheit. Die CDU steht für einen 
gerechten Umbau des Sozialstaates. Dies 
haben wir durch die Einführung der Pfle- 
geversicherung, die Freistellung des Exi- 
stenzminimums, den neuen Familienlei- 
stungsausgleich und das 3-Milliarden-Pr0' 
gramm gegen Langzeitarbeitslosigkeit 
bewiesen. 

„Aufgabe der Sozialhilfe 

ist es, dem Empfänger 

der Hilfe die Führung 

eines Lebens zu ermöglichen' 

das der Würde des 

Menschen entspricht." 

(CDU-Grundsatzprogramm) 

Dokumentation: Der Haushalt 1996 ist ein Sparhaushalt par excellence. Aus der 
Haushaltsdebatte im Deutschen Bundestag vom 5. - 8. September 1995. Grüner Teil 
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Wir haben Wort gehalten: 

Familien und Steuerzahler 
werden ab 1996 entlastet 

as Jahressteuergesetz 1996 ist nun von 
undestag und Bundesrat endgültig verab- 

redet. Nun ist der Weg frei. Familien 
j|d Steuerzahler werden ab dem 1. Januar 
996 wirksam entlastet: 

Die Steuerfreistellung entlastet 
die Steuerpflichtigen um rund 
15,5 Milliarden DM. 

as Existenzminimum wird 1996 in Höhe 
°Jj 12.095 DM steuerlich freigestellt. 
97 und 1998 wird das steuerfreie Exi- 

b
enzminimum auf 12.365 DM angeho- 

n. 1999 wird es nochmals auf dann 
067 DM erhöht. Verheiratete erhalten 

^n doppelten Betrag. Die Neuregelung 
ü ^mt vor allem den Beziehern unterer 

^ mittlerer Einkommen zugute. 

pie Neugestaltung des Familien- 
Jeistungsausgleichs bringt den 
Familien rund 7,2 Milliarden DM 

ö Zusätzlich. 
j>.s Kindergeld für das erste und zweite 
UnHd Wird 1996 Jeweils 200 DM betragen 
gd auf 220 DM ab 1997 ansteigen. Das 

"idergeld für das dritte Kind beträgt 

schon im nächsten Jahr 300 DM und für 
jedes weitere Kind 350 DM. Parallel dazu 
wird der steuerliche Kinderfreibetrag von 
derzeit rund 4.100 DM auf rund 6.300 DM 
1996 und ab 1997 auf rund 6.900 DM er- 
höht. Statt des Kindergelds kann bei der 
Einkommensteuerveranlagung ein Kinder- 
freibetrag in Anspruch genommen werden. 

• Die Steuervereinfachung kommt 
voran. 

Ab 1997 haben die Steuerzahler die Mög- 
lichkeit, eine Kurzveranlagung mit erheb- 
lich vereinfachten und verkürzten Er- 
klärungsvordrucken abzugeben. Außer- 
dem wird eine Rechtsgrundlage zur Ein- 
führung eines Wahlrechts, Steuererklärung 
für zwei Jahre gemeinsam abgeben zu 
können, geschaffen. 

• Die Investitionsförderung in den 
neuen Bundesländern wird 
verlängert. 

Der erfolgreich begonnene wirtschaftliche 
Wandel wird weiterhin konsequent geför- 
dert. Allein 1998 kommen den neuen Bun- 
desländern rund 11 Milliarden DM zugute. 

/>/. le Entlastungen sind ein voller Erfolg für die Bürger und ein bedeu- 
ender Sieg der Koalition. Verwirklicht werden jetzt Entlastungen von 

lns8esamt rund 19 Milliarden DM. Dies sind fast neun Milliarden DM 
^ehr, als die SPD den Bürgern an Entlastungen zugestehen wollte. 

ußerdem konnten die von der SPD geforderten Steuererhöhungen 
erhindert werden. 
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Der Wahlerfolg in Bremerhaven 
ist ein wichtiger Etappensieg 
Als den größten Sieg der CDU über- 
haupt bei Wahlen im Lande Bremen be- 
zeichnete CDU-Landeschef und Parla- 
mentarischer Staatssekretär, Bernd Neu- 
mann, den Erfolg der Bremerhavener 
CDU bei der Kommunalwahl am 
24. September. 
Daß die CDU in Bremerhaven, einer Groß- 
stadt mit den höchsten Arbeitslosenzahlen 
in Deutschland, zehn Prozent Stimmen 
hinzugewann und damit erstmalig die mit 
Abstand stärkste Partei wurde, stelle einen 
besonderen Vertrauensbeweis in die wirt- 
schaftspolitische Kompetenz der CDU dar. 

Das Ergebnis der Bremerhavener CDU - 
mit Abstand das beste in ihrer Geschichte 
- sei auf eine solide und geschlossene Ar- 
beit der Stadtverordnetenfraktion, einen 
glaubwürdigen Spitzenkandidaten und den 
engagierten Wahlkamapf einer sehr moti- 
vierten Partei zurückzuführen. Hierbei 
komme dem stellvertretenden Landesvor- 
sitzenden und Bundestagsabgeordneten, 
Michael Teiser, als langjährigem politi- 
schen Motor der Bremerhavener CDU ein 
besonderes Verdienst zu. 
Die katastrophale Niederlage der SPD mit 
einem Zehn-Prozent-Verlust, die in ihrer 
langjährigen Hochburg Bremerhaven nun 
zu einer 20-Prozent-Partei geworden sei, 
müsse - so Bernd Neumann - in erster Li- 
nie auf die Zerstrittenheit und personelle 
Zerschlissenheit vor Ort zurückgeführt 
werden. Sicherlich habe das desolate Er- 
scheingungsbild der SPD auf Bundesebe- 
ne ebenfalls seine Wirkung gehabt. 
Der CDU-Landesvorstand gehe davon 
aus, daß die verheerende Niederlage der 
SPD in Bremerhaven keine störenden 
Auswirkungen auf die Arbeit der großen 
Koalition im Lande Bremen habe, denn zu 

dieser Koalition gäbe es keine realistische 
Alternative. Man wolle - so der CDU- 
Landeschef - der Bremerhavener CDU 
nicht vorschreiben, mit wem sie in der 
Stadtverordnetenversammlung kooperiere- 
Es sei richtig, mit allen ins Parlament ge- 

Erklärung des CDU-Landes- 
vorsitzenden zum 
Wahlausgang in Bremerhaven 

wählten politischen Gruppierungen - mi1 

Ausnahme der Rechtsradikalen - Ge- 
spräche über mögliche Kooperation und 
Zusammenarbeit zu führen. Unverzichtb^ 
sei allerdings, daß die für das Land Bre- 
men wichtige Arbeit des Senats unterstütz 
und nicht behindert werde. 
Bernd Neumann abschließend: „Im Intel"' 
esse des wirtschaftlichen Überlebens un- 
serer beiden Städte Bremen und Bremer' 
haven wollen wir, daß die Senatskoaliti°n 

von SPD und CDU vier Jahre erfolgreich 
arbeitet. Unser Ziel ist es jedoch, bei der j 
nächsten Bürgerschaftswahl stärkste P^rI 

im Lande Bremen zu werden, um den Re 

gierungschef zu stellen. Der Wahlerfolg' 
Bremerhaven war ein wichtiger Etappe11' 
sieg hin zu diesem Ziel!" 

Kommentare 

SPD im Tal der Trauer 
Der Erdrutsch für die SPD in dieser trf» 
tionell rot regierten Hafenstadt signed1' 
siert, daß sich die Sozialdemokraten för 

die Zukunft auf ein tiefes Tal der Träne' 
einstellen müssen. Schon wird für die 
Wahlen in Berlin ein Ergebnis unter de 
30-Prozent-Marke prognostiziert. 

,/'• 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Die SPD ist in der Bündnisfrage genauso 
offen wie in der Führungsfrage 

Der Erdrutschsieg der CDU in Bre- 
merhaven ist nach dem Wahlerfolg 
der CDU in Frankfurt ein weiteres 
Zeichen für die neue Mehrheitsfähig- 
keit der Union in den großen Städten. 
wir werden jetzt alles daransetzen, die 
strategische Mehrheit in der Hauptstadt 
Berlin auszubauen. 
Die gebetsmühlenartig vorgetragenen 
Beteuerungen der SPD-Kandidatin In- 
grid Stahmer gegen eine SPD-PDS- 

Kooperation erinnern fatal an die 
gleichlautenden Bekennntnisse von 
Herrn Höppner vor dem Magdeburger 
Wahlgang. Daß die PDS-Frage für die 
SPD nicht entschieden ist, zeigt das 
öffentliche Nachdenken von Heide 
Simonis und die freudige Reaktion von 
Gregor Gysi am Wochenende. Jeder 
Wähler und jede Wählerin muß wissen: 
In der SPD ist die Bündnisfrage genau- 
so offen wie die Führungsfrage. 

exv{ß können Kommunalwahlen immer 
,Ur ein begrenztes Schlaglicht auf die 

ndesdeutsche Stimmungslage werfen; 
rZugewinnfür die CDU in Bremerha- 
n von fast zehn Prozent sowie gleich 

• arlce Verluste für die SPD entsprechen 
,f*°ch jenem Meinungsbild, das auch für 
e SPD im Bundesgebiet analysiert wor- 
n ist - vom neuen Hoch für Helmut 
°hl ganz zu schweigen, der sich auf der 

.°ne der Popularität seit seinem Amtsan- 
ltt befindet. Hessischer Rundfunk 

^e Nase voll 
$Pr\n w'eder eine Hiobsbotschaft für die 

u' Sie hat eine weitere ihrer Hochbur- 
^n an die CDU verloren. Zwar ist Bre- 
Q*

rhaven gewiß nicht der Nabel der Welt, 
^ er dennoch schmerzt es die Genossen, 
*/? Selbst Werftarbeiter und Erwerbslo- 
l       zunehmend das Vertrauen entziehen. 
<li e'!?er Hinsicht wenigstens braucht sich 
1t f~°nner Parteiführung für das Debakel 

nt verantwortlich zu fühlen: Es war vor 
p   ^ ^er desolate Zustand der örtlichen 

neU der die Wähler vertrieb. Nach fünf 

Jahrzehnten an der Macht haben sich Filz 
und Korruption ausgebreitet. Rechte und 
Linke bekämpfen sich bis aufs Messer und 
haben zum Teil ihre eigenen Wählerinitia- 
tiven gegründet. Doch ganz ohne Einfluß 
war die Bundespolitik auch nicht. Wenn 
sich die SPD insgesamt als zerstrittener 
Haufen zeigt, verlieren selbst langjährige 
Stammwähler die Lust, ihr treu zu bleiben 
- oder überhaupt noch zur Wahl zu gehen. 

Tagesspiegel 
Ebbe an der Waterkant 
Die stolze Partei des Wilhelm Kaisen, ei- 
ner „Ikone" der Sozialdemokratie in Bre- 
men nach 1945, und des Hans Koschnick 
(heute EU-Verwalter von Mostar) ist unter 
die 30 Prozent-Marke gerutscht. Zu Recht 
räumt Koschniks „Enkel" Scherf, einst 
linker Flügelmann der SPD, ein: „Ein 
schlimmes Ergebnis für die Partei". Grü- 
ne (11,6 Prozent) und die vergleichsweise 
rechte SPD-Gruppe „Arbeitfür Bremen" 
(5,7 Prozent) knabbern von beiden Seiten 
an der alten Arbeiterpartei. Ein Trend, der 
Scharping besorgt machen muß. 

Rheinische Post 



Seite 6 • UiD 30/1995 RHEINLAND-PFALZ 

Unser Land muß Spitze werden 
„Rheinland-Pfalz braucht wieder eine 
starke Regierung unter der Führung 
der CDU. Wir setzen unsere ganze 
Kraft ein, um die Probleme der Men- 
schen in unserem Land gemeinsam mit 
den Bürgerinnen und Bürgern zu lösen 
und unsere Visionen für Rheinland- 
Pfalz in praktisches Handeln umzuset- 
zen." 

In diesem Aufruf und Appell gipfelt die 
Erklärung, mit der der Landesvorsitzende 
der rheinland-pfälzischen CDU, Johannes 
Gerster, auf einer Pressekonferenz am 15. 
September den Entwurf des Regierungs- 
programms der CDU für die 13. Wahlperi- 
ode des Landtags von 1996 bis 2001 vor- 
stellte. 

Dieser Entwurf ist inzwischen an alle 
Gliederungen der Partei, an alle Amts- und 
Mandatsträger der CDU, an Verbände, Or- 
ganisationen und Institutionen im Lande - 
an insgesamt über 3000 Stellen - ver- 
schickt worden und soll in den nächsten 
zwei Monaten einen breiten Bürgerdialog 
in 1000 offenen Veranstaltungen auslösen. 

Einladung zum Mitmachen 

Dabei sollen vor allem auch Gespräche 
und Diskussionen mit Nichtmitgliedern, 
Freunden, Anhängern und nach Möglich- 
keit auch mit Andersdenkenden geführt 
werden. Jeder Rheinland-Pfälzer - 
Männer und Frauen, Junge und Alte - sind 
eingeladen, mitzureden, Vorschläge zu 
machen und zu kritisieren. 

Johannes Gerster: Wir wollen eine breit 
angelegte, offene und zukunftsgewandte 
Diskussion über die Politik in Rheinland- 
Pfalz in Gang setzen, die Spaß machen 
und ihrerseits wiederum zum Mitmachen 
anregen soll. 

Alle Vorschläge, die bis zum 15. Novem- 
ber in der Landesgeschäftsstelle der CDU 
in Mainz (Rheinallee la-d) eingehen, 
werden in die Überarbeitung des Entwurfs 
eines Regierungsprogramms einbezogen 
und haben damit die Chance, Regierungs- 
politik zu werden. 
Auf dem Landesparteitag am 1. und 2. De 
zember in Bad Dürkheim wird das Regie- 
rungsprogramm öffentlich beraten und 
verabschiedet. 

NEUE ZUKUNFTSSICHERE 
ARBEITSPLÄTZE, 

ENTLASTUNG DER BURGER 
VON STEUERN, GEBÜHREN UNP 
ABGABEN, 

MEHR GEMEINSINN, GEMEIN- 
SAMES SCHAFFEN UND 

GLEICHE LEBENSCHANCEN 
FÜR DIE MENSCHEN IN STADT 
UND LAND 

- so lautet die Vision der CDU für Rhein- 
land-Pfalz — „soll unser Land Spitze wer 
den". Denn es kann Spitze werden, wenn 
nüchterne Analysen die Kräfte, die in die 
sem Land und seinen Menschen stecken, 
freisetzen und zum Handeln motovieren- 
Johannes Gerster: Vier Schwerpunkte sin 
es also, die auf allen Feldern der Landes- 
politik erkennbar werden müssen und un 
als Kompaß bei allen Aufgaben dienen 
sollen, die wir gemeinsam angehen. 
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Helmut Kohl: Wer Rot-Grün will, 
verspielt die Zukunft Berlins 

D«e Hauptstadt dürfe nicht den Geg- 
"ern der Wiedervereinigung überlassen 
J^rden. Deshalb geht es nach den Wor- 
ten von Bundeskanzler Helmut Kohl bei 
Jj*r Wahl zum Abgeordnetenhaus am 
^2. Oktober um die grundlegende Rich- 
j^gsentscheidung, ob die deutsche Ein- 
ne't nicht nur nach außen, sondern 
jjuch nach innen vollendet wird oder ob 

,e Zukunft Berlins durch eine rot-grü- 
^e Regierung mit Unterstützung der 

°stkommunisten verspielt werde. 
^ehr als 3 500 Berlinerinnen und Berliner 
^aren am 25. September zum Start der 
eißen Wahlkampfphase ins Palais am 
unkturm gekommen und feierten mit viel 

°eifall den Bundeskanzler als Wahl- 
^nipf-Helfer der Berliner CDU und ihres 
Prtzenkandidaten, Eberhard Diepgen. 
r hat mit ruhiger solider Hand geführt. Er 
erdient Vertrauen, und das ist das Beste, 

jP Helmut Kohl über den Regierenden 
, Urgermeister, was man über einen Politi- 
er sagen kann. 

tehtiger Beitrag Berlins 

,le »Visitenkarte Deutschlands" nannte 
r Bundeskanzler Berlin und verband da- 
l|-die sichere Erwartung, daß die Haupt- 

^ dt an ihren früheren Glanz anknüpfen 
k rc*e; denn künftig liege sie inmitten der 
u r°Päischen Union und nicht mehr am 
Hände. 

SchbeSOndere' wenn das Bild der Deut" 
VQ 

en in der Welt künftig nicht mehr nur 
(je

n der wirtschaftlichen Tüchtigkeit, son- 
h ^ auch von der kulturellen Tradition 

tschlands geprägt werden soll, biete 

Berlin nach Ansicht des Bundeskanzlers 
die besten Voraussetzungen, dazu seinen 
wichtigen Beitrag zu leisten. 

Weltoffenheit und Solidarität nannte Hel- 
mut Kohl als die besten deutschen Tugen- 
den, die jetzt endlich auch im wiederver- 
einten Deutschland wieder ganz zum Vor- 
schein kommen können, und drückte seine 
Hoffnung aus, daß die einstigen Ostblock- 
staaten im Rahmen einer neuen Ordnung 
Europas wirtschaftlich gesunden und im 
ökonomischen Konkurrenzkampf mit 
Deutschland mithalten. 
Wie der Bundeskanzler bekräftigte auch 
der Regierende Bürgermeister und Vorsit- 
zende der Berliner CDU, Eberhard Diep- 

Der Bundeskanzler erwartet, daß die 
Hauptstadt wieder an ihren früheren 
Glanz anknüpfen wird: Berlin ist die 
Visitenkarte Deutschlands. 

gen, die Befürchtung, die SPD könne sich 
bei einem knappen Wahlausgang für eine 
rot-grüne Regierung entscheiden und sich 
von der PDS tolerieren lassen. 
„Frau Stahmer sagt", so Diepgen, „sie 
möchte keine Koalition mit Rot, Grün und 
Dunkelrot. Ich glaube ihr. Aber ich habe 
die Sorge, daß es ihr an Kraft fehlen könn- 
te, sich gegen ein solches Bündnis zu stel- 
len, wenn es eine Mehrheit hat." 
Deshalb auch der dringende Appell des 
Regierenden Bürgermeisters an die SPD- 
Wählerschaft, diesmal der CDU die Stim- 
me zu geben, „damit die SPD nicht 
schwach wird" und auf ein verhängnisvol- 
les Angebot eingeht. • 
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Ich kann mich noch an unsere Plakate 
vom Herbst 1989 erinnern. Was sich 
die meisten wünschten, ist inzwischen 

Realität: Die damals regiert haben, regie- 
ren nicht mehr, wir haben eine Demokra- 
tie, und sie können reisen, wohin sie wol- 
len. Das alles ist inzwischen so sehr Alltag 
geworden, daß es uns nichts mehr wert zu 
sein scheint. 
Ich weiß noch, als ich im Frühjahr 1990 
davon sprach, wir sollten die Vereinigung 
erst zum 1. September 1992 in Angriff 
nehmen, wurde ich ausgepfiffen. Heute 
bin ich froh, daß keiner auf mich gehört 

fen, ist eine sehr viel größere, anspruchs- 
vollere Aufgabe. Das haben wir 1989 so 
nicht gesehen. Es wird wohl eine Genera- 
tion dauern. 
Dieses vereinte Deutschland verändert sich 
als ganzes mit jedem Tag. So verrückt sich 
das vielleicht anhört: Wir Ostdeutschen ha- 
ben es eigentlich leichter. Uns ist das Neue 
wie kaltes Wasser über den Kopf gekom- 
men. So mancher links des Rheins hat nur 
ein paar Tropfen abgekriegt, Solidaritäts- 
zuschlag oder so. Aber er ist nicht bis auf 
die Knochen durchnäßt, von daher hat er 
es schwerer, damit zurechtzukommen. 

Ein Tag der Freude 
und der Mahnung 

hat. Außenpolitisch hätten wir das am 
1. September 1992 nicht mehr hinbekom- 
men. Den späten Zeitpunkt habe ich aber 
deshalb genannt, weil ich die ungeheuere 
menschliche Dimension dieser Aufgabe zu 
begreifen begann. Mit meinen 46 Jahren 
war mir auf einmal klargeworden: Dein 
ganzes Leben verändert sich vollkommen, 
und nicht bloß deswegen, weil du jetzt 
statt Pfarrer Berufspolitiker bis. 
Die Einheit ist nicht vollendet. Aber ich 
bin ganz erstaunt darüber, wie weit wir in 
diesen fünf Jahren schon vorangekommen 
sind. Ich kann mich allerdings auch erin- 
nern an Träume und Hoffnungen, wann 
wir was erreichen können, wann also etwa 
die vergleichbaren Lebensverhältnisse von 
Dresden und Heidelberg hergestellt sein 
können. Vor dem Hintergrund der vermu- 
teten größeren Sachkompetenz von 
Altbundesrepublikanern sagten wir: „Das 
kriegen wir in vier Jahren hin." Aber ver- 
gleichbare Lebensverhältnisse und das Zu- 
sammenwachsen von Menschen zu schaf- 

Ich verstehe gut, wenn Leute sich als 
Deutsche zweiter Klasse fühlen, weil sie 
noch nicht 100 Prozent Westlohn haben 
und weil sie in den letzten 40 Jahren nich 
so viel Geld haben ansparen können, wie 
das vergleichbare Leute in den alten Bun' 
desländern konnten. Aber politisch kann 
ich die Sicht nicht teilen, wir wären Deut' 
sehe zweiter Klasse. Wir haben kein untef' 
schiedliches Wahlrecht, wir sind prozen- 

Von Rainer Eppelmann 

tual korrekt und angemessen in allen 
gesamtbundesrepublikanischen Gremien 

vertreten. Von den vier Stellvertretern 
Kohls sind zwei aus dem Osten. 
Dieses Minderwertigkeitsgefühl ist ein 
altes DDR-Westdeutschland-Problem- ^ 
DDR-Bürger hat fast 30 Jahre lang jeden 
Tag gedacht: Mensch, geht denen das gj' 
was die für Autos fahren, was die für K 
motten haben. Wir sind uns mit Blick au 
die Osteuropäer überlegen vorgekomme • 
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und das haben wir denen auch immer wie- 
der gezeigt. Und wir haben uns denen mit 
der D-Mark unterlegen gefühlt. 
Wer als ehemaliger DDR-Bürger auf der 
^uche nach einem dritten Weg ist, der soll- 
te bitte zur Kenntnis nehmen, daß es den 
bereits gibt: die Soziale Marktwirtschaft. 
*ch sage mir heute viel bewußter als vor 
'ünf Jahren: Rainer, wenn du alt, wenn du 
krank oder pflegebedürftig wirst, bitte nur 
ln der Bundesrepublik. Ich würde jedem 
ehemaligen DDR-Bürger wünschen, 
^enigstens einmal im Jahr für ein paar 
Kunden nach Polen oder Tschechien zu 
Sehen. Spätestens dann wird er begreifen, 
welch ungeheures Glück wir hatten, daß es 
e>nen zweiten deutschen Staat gab. 

Erstaunliche Bereitschaft 
Y«s halte ich für gelungen? Die erstaunli- 
che Bereitschaft der Altbundesrepublikaner, 
r1* das Zusammenwachsen der Menschen 
lti Ost und West und für das Herstellen ver- 
|*eichbarer Lebensverhältnisse in Ost und 
J^est zu bezahlen. Da gehen seit fünf Jah- 
en jährlich 150 Milliarden vom Westen in 

.en Osten rüber, ohne daß hier ständig 
hunderttausende von neidischen Altbun- 
esrepublikanern auf der Straße stehen. 
der die Renten. Gemessen am Niveau 
°9 haben sie einen ungeheuren Sprung 

Semacht. Ich weiß, daß sich einige von 
jnem Rentenstrafrecht betroffen fühlen, 

jy r das sind nur ein Prozent der Rentner. 
.le reden im Augenblick so laut, daß man 
,enkt, sie wären fast die Hälfte. Ich kann 
?s sagen, weil ich fast als allererster mo- 
lert habe, daß das Rentenüberleitungs- 

Setz in unerlaubter Weise eine moralisch- 
J°htische Wertung mit der Höhe der Geld- 
^hlüng vermengt. Ich weiß aber auch, daß 
w

le'e sagen: Wer zu DDR-Zeiten nur des- 
wegen viel verdient hat, weil er das richtige 
^eibuch besaß, soll nicht auch noch heu- 

ein Mehrfaches an Rente bekommen. 
L . denke an die ungeheuren Leistungen 

der Verbesserung der Infrastruktur. 

15 bis 20 Milliarden Mark sind erforder- 
lich für die Alten- und Pflegeeinrichtun- 
gen, über 20 Milliarden für Investitionen 
in Krankenhäusern. Die Telekom wird En- 
de 1996 70 Milliarden Mark für Anschlüs- 
se im Osten investiert haben. Der Bundes- 
verkehrswegeplan sieht für die ersten zehn 
Jahre Investitionen von 120 Milliarden 
Mark für Schienen- und Wasserstraßen nur 
in den neuen Bundesländern vor. Zusam- 
men mit anderen Posten ergibt sich die 
Riesensumme von etwa 2,2 Billionen 
Mark. 

Was ist offengeblieben, was neu auf uns 
zugekommen? Die wachsende Krimin- 
alität, Rauschgift, Drogen, daß man sich 
nicht mehr auf die Straße traut im Dun- 
keln, die Zahl der Autodiebstähle. Und zu- 
erst natürlich die Arbeitslosigkeit, die uns 
DDR-Bürger unvorbereitet getroffen hat. 
Ich bin der Meinung, daß wir umdenken 
und umbauen müssen. Umbauen heißt, an 
der einen oder anderen Stelle mehr zu un- 
terstützen oder zu fördern, z. B. bei Fami- 
lien, die auch mit dem neuen Jahressteuer- 
gesetz 1996 erst gleich behandelt sein 
werden und noch nicht gefordert sind. 
Wenn ich aber dort mehr hinzupacke, muß 
ich woanders was wegnehmen, weil wir 
nicht noch mehr über unsere Verhältnisse 
leben dürfen. Das tut weh und ist ärger- 
lich. Wer will, daß alles so bleibt, wie es 
ist, der muß sich radikal verändern. 

Einfach in den Zug setzen 
Für mich ist der 3. Oktober ein Tag der 
Freude und der Mahnung. Ich kann mich 
immer noch darüber freuen, mich einfach 
in den Zug zu setzen und nach Düsseldorf 
fahren zu können. Und ich denke an unse- 
re osteuropäischen Nachbarn, die mit der 
Aufnahme flüchtender DDR-Bürger zur 
Einheit Deutschlands beigetragen haben. 
Wir müssen sie nun auch mit ins Boot 
nehmen und dürfen sie nicht an der Reling 
hängen lassen. • 
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Erfolgreiche Umweltbilanz fünf 
Jahre nach der deutschen Einheit 
„Mit der Vollendung der deutschen Ein- 
heit im Bereich des Umweltschutzes hat 
die Bundesregierung eine Herausforde- 
rung ohne Beispiel angenommen. Die 
unverkennbaren Fortschritte bei der 
Bewältigung der schlimmen Folgen aus 
vier Jahrzehnten rücksichtslosen Um- 
gangs mit der Umwelt belegen, daß die 
Bundesregierung den richtigen Weg 
eingeschlagen hat. Nicht nur, daß die 
akuten Gefahren für die menschliche 
Gesundheit gebannt sind, vielmehr 
wurde ein weltweit einmaliger ökologi- 
scher und wirtschaftlicher Struktur- 
wandel in Gang gesetzt. Auch im Um- 
weltbereich hat sich die Lebensqualität 
für jeden Bürger deutlich verbessert." 
Dies erklärte Bundesumweltministerin 
Angela Merkel am 25. September vor der 
Bundespressekonferenz in Berlin anläß- 
lich des bevorstehenden 5. Jahrestages der 
deutschen Einheit. 

Ausgangssituation 

Vier Jahrzehnte Planwirtschaft haben 
durch Raubbau an den natürlichen Res- 
sourcen und durch eine ungenügende In- 
frastruktur schwere Schäden an der Um- 
welt hinterlassen. So hatte Ostdeutschland 
bei der Luftbelastung allein zwei traurige 
Weltrekorde inne: bei der Pro-Kopf-Bela- 
stung an Schwefeldioxid (fünf bis sechs 
Millionen Tonnen pro Jahr insgesamt) und 
beim Pro-Kopf-Ausstoß des Treibhausga- 
ses CO2 mit 20 Tonnen. Nur drei Prozent 
der Fließgewässer und ein Prozent der 
Seen waren ökologisch intakt. 95 Prozent 
der Industrieabwässer wurden nicht oder 
nur unzureichend geklärt in die Gewässer 
eingeleitet. Von den rund 11.000 Hausmül- 
lablagerungen waren 90 Prozent wilde 

Müllkippen. Insgesamt wurden rund 
70.000 industrielle Altlastverdachtsflächen 
ermittelt. Auf den ehemals von der West- 
gruppe der russischen Truppen genutzten 
insgesamt 1.026 Liegenschaften mit einer 
Fläche von 231.000 Hektar (Größe des 
Saarlandes) sind rund 34.000 Altlastver- 
dachtsstandorte mit einer Fläche von 5.700 
Hektar ermittelt worden. Im Bereich des 
Uran- und konventionellen Erzbergbaus in 
Sachsen und Thüringen konnte die ur- 
sprüngliche Verdachtsfläche radiologischer 

Bundesumweltministerin Angela 
Merkel: Wir haben einen weltweit 
einmaligen ökologischen und 
wirtschaftlichen Strukturwandel 
in Gang gesetzt und die Lebens- 
qualität der Bürger auch im Um- 
weltbereich spürbar verbessert. 

Altlasten von 1.500 Quadratkilometern im 
Laufe der Untersuchungen auf rund 240 
Quadratkilometern begrenzt werden. An- 
dererseits hat sich in militärischen Sperrz0' 
nen, entlang der deutsch-deutschen Grenz6 

und in den ehemaligen Staatsjagdgebieten 
ein Naturreichtum entwickelt, der in Euro' 
pa einmalig ist und den es zu schützen ga'1' 
Angela Merkel: „Im Zuge der Umweltun' 
tersuchungen sowie der regelmäßigen Er- 
fassung und Auswertung von Umweltda- 
ten hat sich auch das Bild von der Um- 
weltsituation in den neuen Ländern diffe' 
renziert. So haben sich anfängliche Be- 
fürchtungen von einer flächenhaften Ver- 
seuchung und Gesundheitsgefährdung 
nicht bestätigt. Jedoch sind die lokalen 
Belastungen zum Teil so hoch, daß deren 
Beseitigung noch Jahre in Anspruch nen- 
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men wird. Neben diesen Umwelthypothe- 
ken haben die neuen Länder ein bedeutsa- 
mes Naturerbe in die Einheit eingebracht, 
das internationale Anerkennung - bei- 
spielsweise von sechs Biosphärenreserva- 
jen durch die UNESCO - gefunden hat. 
^ies gilt es für die Zukunft zu bewahren." 

Erreichte Umweltentlastungen 
Und gegenwärtige Probleme 

msgesamt sind die Schadstoffeinträge in 
passer, Luft und Boden in den neuen 
Bundesländern deutlich zurückgegangen. 
^° verminderten sich die aus der Energie- 
Erzeugung stammenden Kohlendioxid- 
Emissionen um knapp die Hälfte, der Aus- 
goß an Schwefeldioxid um 44 Prozent, 
^°n Kohlenmonoxid um 32 Prozent und 
bei Staub sogar um fast zwei Drittel. Seit 
'992 werden die in der Technischen An- 
leitung Luft festgelegten Emissionsgrenz- 
^erte für S02 und Schwebstaub nicht 
^ehr überschritten. 
Uennoch liegt das Emissionsniveau insge- 
samt noch über dem der alten Bundeslän- 
der- Bei Stickoxidemissionen konnte zwar 
?"s 1992 bei Kraftwerken und privaten 
^aushalten ein Rückgang um 32 Prozent 
erzielt werden, jedoch nahm der NOx-Aus- 
st°ß allein durch den wachsenden Straßen- 
Verkehr zur gleichen Zeit um 28.000 Ton- 
^n zu, so daß die einmal erzielten Erfolge 
ei einem weiteren Anhalten dieses Trends 

gefährdet sind. Und dies, obwohl die Aus- 
Gattung der Kfz mit Drei-Wege-Katalysa- 
0r bei rund 50 Prozent liegt und damit 
ast ebenso hoch ist wie in den alten Bun- 

desländern, 
er Zustand der Gewässer hat sich nicht 

Jdetzt durch den Bau von insgesamt über 
U0 Kläranlagen und zahlreichen grundle- 

genden Modernisierungen seit 1990 deut- 
sch verbessert. So ist die Elbe erheblich 
°n organischen Verbindungen und 
chwermetallen entlastet worden. Durch 

biologische Klärung konnte die Gewässer- 
qualität im Einzugsgebiet der Ostsee allein 
bei Phosphor um 66 Prozent verringert 
werden. 

Auch die Trinkwasserversorgung konnte 
verbessert werden. So wurde eines der we- 
sentlichen Probleme, die Belastung des 
Trinkwassers mit Pflanzenschutzmitteln 
im Bereich der öffentlichen Versorgung 
weitgehend gelöst. Durch den Rückgang 
der Massentierhaltung ist die Nitratbela- 
stung im ländlichen Raum stark gesunken. 
Erfreulich ist der Trend zum Wassersparen 
in den neuen Ländern, der zu einem Rück- 
gang der Wasserabgabe bis zu 50 Prozent 
geführt hat. 

Ministerin Merkel: „Die Fortschritte in 
der Umweltentlastung sind unverkennbar, 
wenn auch nicht alle Wünsche in Erfül- 
lung gegangen sind. Ein Teil der Entla- 
stungen geht zweifellos auf das Konto 
von Stillegungen wirtschaftlich unrenta- 
bler Betriebe. Ohne den begonnenen 
Strukturwandel wären diese Ergebnisse je- 
doch undenkbar. Zugleich stehen die neu- 
en Länder im Zuge des Einigungsprozes- 
ses zunehmend vor den gleichen Proble- 
men wie die alten, etwa bei der Ein- 
führung der Kreislaufwirtschaft, der Be- 
wältigung der ökologischen Folgen des 
zunehmenden Verkehrs oder der wachsen- 
den Flächenversiegelung. Diese Aufga- 
benfelder werden in Zukunft gemeinsam 
zu lösen sein. Auch dies ist ein Indiz für 
ein Zusammenwachsen von Ost und 
West." 

Aufbau einer modernen 
Umweltinfrastruktur 

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Um- 
weltpolitik in den vergangenen fünf Jah- 
ren lag im Aufbau einer funktionsfähigen 
Umweltinfrastruktur in den neuen Län- 
dern als Voraussetzung für den wirtschaft- 
lichen Wiederaufbau. 
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So wurde ein bislang beispielloses Pro- 
gramm zur Modernisierung der Energie- 
versorgung in Gang gesetzt. Von den 278 
Großfeuerungsanlagen, darunter alle 
Großkraftwerke, die zum Zeitpunkt der 
deutschen Einheit in Betrieb waren, wer- 
den bis 1996 49 Anlagen nachgerüstet, 71 
müssen bis 2001 stillgelegt werden. Das 
betrifft rund drei Viertel der früheren 
Kraftwerkskapazitäten. In den übrigen 
Kraftwerken werden beispielsweise 
Brennstoffumstellungen durchgeführt oder 
die Feuerungswärmeleistung herabgesetzt. 
Neue Kraftwerke entstehen an den Stand- 
orten Schwarze Pumpe, Lippendorf und 
Jänschwalde. Dabei sollen dort Netto Wir- 
kungsgrade von über 42 Prozent erreicht 
werden, die damit höher liegen als im 
Durchschnitt in den alten Ländern. 
Für den Aufbau einer modernen Um- 
weltinfrastruktur hat die Bundesregierung 
seit 1990 erhebliche Finanzmittel aufge- 
wendet. So wurden im Rahmen des So- 
forthilfeprogramms zwischen 1990 und 
1992 allein rund 1,2 Milliarden DM für 
1785 Projekte in den Bereichen Luftrein- 
haltung, Abfallwirtschaft, Abwasserbe- 
handlung und Wasserversorgung bereitge- 
stellt. Darüber hinaus wurden im Rahmen 
des Investitionsprogramms zur Verminde- 
rung von Umweltbelastungen durch För- 
derung moderner Technologien und Pro- 
duktionsverfahren vom Bundesumweltmi- 
nisterium bis 1994 fast 500 Millionen DM 
für 63 Projekte zur Verfügung gestellt. 
Des weiteren sind seitens des Bundes im 
Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost 
ab 1995 für die neuen Länder jährlich 
6,6 Milliarden DM für einen Zeitraum von 
zehn Jahren festgeschrieben, die auch zum 
Aufbau der Umweltinfrastruktur genutzt 
werden können. 
Jedoch ist der Investitionsbedarf so hoch - 
allein im Bereich Abwasserentsorgung 
schätzungsweise 100 Milliarden DM in 
den nächsten zehn bis fünfzehn Jahren -, 
daß öffentliche Haushalte dies allein nicht 

aufbringen können. Dazu ist die Einbezie- 
hung privaten Kapitals notwendig. Eine 
verstärkte Berücksichtigung privatwirt- 
schaftlicher Lösungen kann nicht nur zu 
einer Beschleunigung der Projekte, son- 
dern über mehr Wettbewerb auch zu einer 
Begrenzung der Gebühren führen. Derzeit 
gibt es beispielsweise im Abwasserbereich 
insgesamt rund 70 Kläranlagen-Projekte 
mit privater Beteiligung in den neuen 
Bundesländern. 

Angela Merkel: „Mit der Einbeziehung 
privaten Kapitals zum Aufbau der Um- 
weltinfrastruktur haben die neuen Bundes- 
länder Schrittmacherdienste geleistet. 
Denn auch in den alten Bundesländern 
werden in den nächsten Jahren erhebliche 
Investitionen notwendig sein, so daß ich 
hoffe, daß die guten Beispiele dort Schule 
machen." 

Altlastenbeseitigung 

Die Bundesregierung hat frühzeitig die 
Bedeutung der Altlastensanierung für die 
Wirtschaftsmodernisierung erkannt. Des- 
halb wurde bereits 1990 mit der sogenann- 
ten „Altlastenfreistellungsklausel" im Um- 
weltrahmengesetz die rechtliche Grundla- 
ge dafür geschaffen, daß Erwerber von 
Grundstücken von der Altlastensanierung 
freigestellt werden können. 
Damit war eine erste Voraussetzung ge- 
schaffen, daß traditionelle Wirtschafts- 
standorte erhalten werden und das Bauen 
auf der „grünen Wiese" begrenzt wird. 
1992 hatte sich der Bund im Rahmen ei- 
nes Verwaltungsabkommens mit den Län- 
dern verpflichtet, für die Altlastensanie- 
rung ehemaliger Treuhandunternehmen ei- 
nen wesentlichen Teil der Kosten zu über- 
nehmen. Das Abkommen sieht für den Re' 
gelfall die Kostenteilung zwischen Treu- 
handanstalt und Land im Verhältnis 60:40 
vor. Dafür stehen bis 2002 insgesamt 
10 Milliarden DM zur Verfügung. Ferner 
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haben Bund und Länder die Sanierung 
von insgesamt 23 Großprojekten verein- 
hart, für die jeweils mehr als 100 Millio- 
nen DM erforderlich sind. Bei diesen Vor- 
haben liegt die Kostenteilung im Verhält- 
nis 75 (Bund): 25 (Land). Die Gesamtko- 
sten werden auf rund sechs Milliarden 
DM geschätzt. Darüber hinaus werden für 
die Altlastensanierung in den Braunkohle- 
regionen 1992 bis 1997 7,5 Milliarden 
^M bereitgestellt. Die Finanzierungsver- 
einbarung wurde Ende 1994 einvernehm- 
hch zwischen Bund und Ländern um ein 
Paket von Maßnahmen erweitert mit dem 
^iel, die Sanierung zu beschleunigen. 

Insgesamt werden in diesem Jahr rund 
^6.000 Arbeitnehmer in den neuen Län- 
dern in Sanierungsmaßnahmen beschäf- 
hgt, davon allein rund 17.000 in der 
Braunkohle. 

Moderne Umwelttechnologien 

Eine innovationsfördernde Umweltpolitik 
lst eine unverzichtbare Voraussetzung für 
e,ne stabile wirtschaftliche Entwicklung 
^nd zukunftsfähige Arbeitsplätze. Ein 
^ehlüsselfaktor sind moderne, insbesonde- 
re produktionsintegrierte Umwelttechno- 

logien, für deren Einsatz der wirtschaftli- 
che Strukturwandel in den neuen Ländern 
besondere Chancen bietet. Im Hinblick 
auf die Exportorientierung der deutschen 
Umweltschutzindustrie schließt dies auch 
den Transfer von Umwelttechnologien ein. 
Es gilt, die in den neuen Ländern gesam- 
melten Erfahrungen für die Sicherung die- 
ses Zukunftsmarktes, vor allem in Mittel- 
und Osteuropas, aber auch in Schwellen- 
und Entwicklungsländern zu nutzen. 
Bundesumweltministerin Merkel: „Die 
neuen Bundesländer befinden sich fünf 
Jahre nach der deutschen Einheit nach wie 
vor in einem gewaltigen wirtschaftlichen, 
sozialen und ökologischen Umbruchpro- 
zeß. Steht auch die Sanierung der Hinter- 
lassenschaften derzeit noch im Vorder- 
grund, so zeigt der schrittweise Aufbau ei- 
ner modernen Umweltinfrastruktur, die 
Errichtung neuester, mit effizienten Um- 
welttechnologien ausgestatteter Produkti- 
onsanlagen, daß ein für ganz Deutschland 
neuer Weg hin zu einer künftig nachhalti- 
gen, d.h. dauerhaft umweltschonenden 
Wirtschaftsstruktur eingeschlagen wird. In 
diesem Sinne hat die Umweltpolitik der 
Bundesregierung Modellcharakter für die 
zukünftige Entwicklung des Wirtschafts- 
standortes Deutschland." 

EU-Staaten zu solidarischer Lastenteilung 
bei der Aufnahme von Flüchtlingen bereit 
Die EU-Innenminister haben in Brüssel eine gemeinsame Visaliste verabschiedet. 
Staatssekretär Schelter vom Bundesinnenministerium erklärte vor Journalisten, die 
Einigung auf die rund 100 Staaten umfassende Liste sei möglich geworden, nachdem 
Italien sich bereit erklärte, auch für Serbien und Montenegro die Visumspflicht einzu- 
führen. Vor allem die Bundesregierung habe auf der Visumspflicht für Serben und 
Montenegriner bestanden, da Schlepper in der Vergangenheit den visumsfreien Ver- 
kehr zwischen Jugoslawien und Italien ausgenutzt hätten. 
pudern verabschiedeten die Minister formell eine Entschließung, in der sich alle 
EU-Staaten zu einer solidarischen Lastenteilung bei der Aufnahme von Flüchtlingen 
bereit erklären. 
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Attraktivitätsoffensive 
für die Wehrpflichtigen 

Zur Beratung über den Verteidigungs- 
haushalt 1996 im Verteidigungsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages 
erklärten der verteidigungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Paul Breuer, und der Bericht- 
erstatter im Verteidigungsausschuß für 
Fragen der Grundwehrdienstleistenden, 
Jürgen Augustinowitz: 

Der Haushalt 1996 stellt entscheidende 
Weichen für die Bundeswehr der Zukunft. 
In unserer Fraktion besteht Einigkeit, daß 
spürbare Verbesserungen bei der Situation 
der Soldaten, insbesondere bei den Grund- 
wehrdienstleistenden, überfällig sind. Die 
Arbeitsgruppe Verteidigungspolitik hat 
deshalb ein Maßnahmenpaket geschnürt, 
daß mit seinen materiellen und sozialen 
Komponenten entscheidende Impulse zur 
Steigerung der Attraktivität des Wehrdien- 
stes setzt. Die wesentlichen Elemente die- 
ses 405-Mio.-DM-Pakets sind: 
• Grundwehrdienstleistenden wird ab 
1. Oktober 1995 - wie jetzt schon den 
Zivildienstleistenden - das doppelte Ver- 
pflegungsgeld für dienstfreie Tage ausge- 
zahlt. Im Monatsdurchschnitt ergibt sich 
daraus ein ,Mehr' von rd. 50 DM. Die 
veranschlagten Kosten belaufen sich auf 
90 Mio. DM jährlich. 

• Die Mindestbeförderungszeiten für 
Mannschaften werden gesenkt. So können 
Wehrpflichtige schon nach 3 Monaten 
zum Gefreiter und nach 6 Monaten zum 
Obergefreiter befördert werden. Durch- 
schnittlich bedeutet dies ein monatliches 
,Plus' von ca. 40 DM. Diese Maßnahmen 
kosten jährlich 51 Mio. DM. 

• Es wird für die Grundwehrdienstleisten- 
den ein Mobilitätszuschlag für Entfernun- 

gen ab 50 km bzw. 100 km zwischen 
Wohn- und Dienstort eingeführt. Monat- 
lich werden somit 90 DM bzw. 180 DM 
zusätzlich ausgezahlt. Die jährlichen 
Kosten beziffern sich auf 125 Mio. DM. 
• Der Dienstzeitausgleich für Grund- 
wehrdiener wird künftig ab 4. Dienstmo- 
nat vergütet. Gleichzeitig wird die Bun- 
desregierung aufgefordert, durch Anpas- 
sung des Zivildienstgesetzes hier eine 
Gleichbehandlung zwischen Wehrdienst- 
leistenden und Zivildienstleistenden anzu- 

In der CDU/CSU besteht 
Einigkeit: Spürbare Verbes- 
serungen der Situation der 
Soldaten sind überfallig. 

streben. Die hierzu notwendigen Aufwen- 
dungen werden mit jährlich 87 Mio. DM 
zu Buche schlagen. 

• Es wird ein freiwilliger zusätzlicher 
Wehrdienst mit einer Dauer von 11 bis 23 
Monaten und einem monatlichen steuer- 
freien Leistungszuschlag von 1.200 DM 
eingeführt. Für diese Maßnahme werden 
52 Mio. DM jährlich benötigt. 

Die CDU/CSU läßt ihrem Bekenntnis zur 
Wehrpflicht mit diesem Maßnahmenpaket 
Taten folgen. Offensive ist angesagt, um 
die Attraktivität des Wehrdienstes zu stei- 
gern. Wer sich zur Wehrpflicht bekennt, 
muß sie sich etwas kosten lassen. Wer eine 
Bundeswehr will, deren Geist wesentlich 
von Wehrpflichtigen bestimmt wird, muß 
in die Menschen investieren. Die 
CDU/CSU will Vertrauen in die Bundes- 
wehr nach innen und nach außen. 
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1:0 für Kanther 
'e Republik bebte tagelang aus Zorn 
erden „unmenschlichen" Bundesinnen- 

^nister Kanther, die SPD-Vizevorsitzende 
per,ta Däubler-Gmelin sprach dem CDU- 
°Htiker mit schwäbischer Grobheit bün- 
lß das Christliche ab. Der wiederum zieh 
'e der Hysterie. Zu Recht. Kurzum: Es 

*Qb Riesenaufregung, weil sieben Sudane- 
rn abgeschoben wurden, die als Asylbe- 
^rber mit falschen Pässen nach fünf Ge- 
^ntsentscheidungen - darunter auch des 
^ndesverfassungsgerichts - abgeblitzt 

öre/z. Und nun ist das angekündigte 
£chspiel im Bundestag kleinlaut durch 

ndnis 90/Die Grünen zurückgezogen 
®rden, weil die Entscheidung Kanthers 
°ch begründet war. Rheinische Post 

h.. 

£arendienst 
^eGrünen haben dem Parlament und 
j. * selbst einen Bärendienst erwiesen, als 

*ani Mittwoch auf Grund eines Zeit- 
tu^ffienberichts ihren Antrag auf eine ak- 
Sjel~

e Stunde über die Abschiebung von 
Qi( 

en Sudaneru zurückzogen. Es sieht 
als wollten sie dem Bunde sinnenmini- 

friediCflt daS Forumfür einen selbstzu- 
^denen Auftritt geben, sich ihrerseits 
%lr(lUch nicht wegen vorschneller 

P°rung entschuldigen müssen. 

J», Frankfurter Allgemeine 

kh Selbsternannten Kritiker des deut- 
Kn

€
0
nAnrechts haben sich bis auf die 

skci        blamiert. Kaum waren die sieben 
kris

t!esiscnen Asylbewerber nach etlichen 
Hei*lSCnen Winkelzügen endlich in ihre 
kn^1 abgeschoben worden, hatten SPD 
\      ne in das Rrotestgetöse gegen die 

°n eingestimmt. Hätten sie doch lieber 

geschwiegen! Jetzt stellt sich heraus, daß 
es sich bei den Sudanesen offenkundig um 
Wirtschaftsflüchtlinge gehandelt hat, die 
illegal nach Deutschland einreisen woll- 
ten. Das Geschrei um die Abschiebung 
war also überflüssig. Die Grünen mußten 
sogar eine aktuelle Stunde zu diesem The- 
ma abblasen, um von Bundesinnenmini- 
ster Manfred Kanther im Bundestag nicht 
vorgeführt zu werden. Der Vorfall sollte 
all denjenigen, die Deutschland wegen 
seiner Abschiebepraxis an den Pranger 
stellen, eine Lehre sein. 

Stuttgarter Nachrichten 

Plus für Kanther 
Eine harsche Abrechnung mit Bundesin- 
nenminister Kanther hatten sich die Grü- 
nen im Bundestag wegen dessen Abschie- 
bung von sieben Sudanesen vorgenommen 
und deswegen eine aktuelle Stunde bean- 
tragt. Nicht nur Herta Däubler-Gemelin 
von der SPD, sondern auch die Grünen 
hatten Kanther der Unchristlichkeit und 
Unmenschlichkeit bezichtigt. Nun aber 
mußten die Grünen die Stunde der Wahr- 
heit, die Kanther schlagen sollte, überra- 
schend absagen. 

Stuttgarter Zeitung 

Lehren aus dem Sudan 
Dieser Vorgang sollte als Lehrstück dafür 
herhalten, wie falsch es ist, beim Thema 
Asyl auf der einen oder der anderen Bar- 
rikade zu stehen. Und im übrigen eigent- 
lich bedauerliche Menschen zum Mittel- 
punkt einer Kampagne gegen das ohnehin 
zwischen den Bonner Parteien mühsam 
ausgehandelte Asylrecht und seinen vor- 
nehmlichen Exekutor, den Bundesinnenmi- 
nister, zu machen, sollte jedem Recht- 
schaffenen fernliegen. Die Welt 
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Christoph Bergner: 

Wir sollten es mit dem 
Frauenquorum versuchen! 
Die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern ist Verfassungsgebot und 
Wertorientierung zugleich und damit 
Verpflichtung für alle, die politische 
Verantwortung tragen. 

Es besteht kein Zweifel, daß sich im poli- 
tischen Leben der Bundesrepublik 
Deutschland im letzten Jahrzehnt für Frau- 
en vieles zum Positiven verändert hat. 
Gleichwohl: Frauen sind immer noch weit 
davon entfernt, angemessen - d. h. im Ver- 
hältnis zu ihrem Bevölkerungsanteil - am 
politischen Leben und Gestalten beteiligt 

zu werden. Das gilt auch für unsere Partei- 
Wir haben in Beschlüssen und Program- 
men von Gleichberechtigung und Partner- 
schaft gesprochen; Frauen haben aber 
nicht ausreichend Chancen konkreter Mi1' 
gestaltung und Verantwortung erhalten. 
Ich weiß, daß ein Quorum auch Problem6 

und Verzerrungen verursachen kann. Mit 
Blick auf die vorliegende Formulierung 
aber meine ich: Wir sollten es mit dem 
Quorum versuchen! Deshalb unterstütze 
ich diesen Vorschlag des CDU-Bundes- 
Vorstandes. 

Bundestagswahl 1994: 

So haben die Frauen gewählt 
Die Mannheimer Forschungsgruppe 
Wahlen hat die Bundestagswahl 1994 in 
bezug auf das Wahlverhalten von 
Frauen folgendermaßen analysiert: 
• Frauen ab 60 Jahre wählten die CDU zu 

53 Prozent (bestes Ergebnis der Partei- 
en) 

• Frauen bis 24 Jahre wählten die CDU 
zu 31 Prozent (schlechtestes Ergebnis 
der Parteien) 

• Frauen unter 35 Jahren wählten deutlich 
weniger die CDU als die entsprechende 
Altersgruppe der Männer 

• deutliche Abweichungen vom Gesam- 
tergebnis der CDU: 
Minus von 3,1 Prozent bei den ostdeut- 
schen Frauen 
Minus von 5,3 Prozent bei den west- 
deutschen Frauen 

Minus von 7,2 Prozent in der Alters- 
gruppe von 25 bis 44 Jahren. 

Ilse Falk, MdB: „Das bedeutet im 
Klartext, daß sich junge Frauen, Frau?" 
mit kleinen Kindern, Frauen am Anfang. 
der beruflichen Laufbahn mit ihren P0' , ( 
sehen Interessen und Bedürfnissen von u 
CDU derzeit nicht genügend angespro- 
chen fühlen. ... Zudem sind es gerade dt* 
Probleme der jungen Frauen, die es auc 

gesellschaftlich dringend zu lösen gitt> ll 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf ve 

rufliche Qualifikation, geeignete Kinde" 
betreuungsmaßnahmen, familienfreui"' 
ches Wohnumfeld usw. Ein Lösungansü 
für die verstärkte Beteiligung von Freut 
in der Partei und damit auch die ver^eS.:e- 
serte Interessenvertretung von Frauen   ^ 
tet das Quorum.'1 
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Wirksamkeit von Quoten für die Politik 
J? den skandinavischen Ländern wurde 
,e Diskussion über die Beteiligung von 
fauen vor mehr als 20 Jahren geführt 

"nd zu einem großen Teil mit Quoten 
Regelt. 

Zwischen erreichte der Frauenanteil in 
jen Parlamenten Dänemarks, Finnlands, 
slands, Norwegens und Schwedens eine 

*eF>räsentanz von 21 bis 38 Prozent. 
<Sweden hält den Weltrekord. Von 22 

/Jinisterposten sind im neuen Kabinett 11 
11 Frauen besetzt; im Reichstag sind 143 

s
e'bliche Abgeordnete - d. h. 41 Prozent. 
le haben Schlüsselpositionen als 

> Außenministerin 
^ stellvertretende Ministerpräsidentin 
- Justizministerin 

Sozial ministerin. 
J* otenregelungen mögen eine umstrittene 
fiih     }lme sem- Sind sie aber erst einge- 
^nrt, bilden sie die Grundlage für eine 
liiere Stärkung der Frauen, weil sie nicht 
Je§anze Kraft dafür einsetzen müssen, 
ne

n überhaupt vertreten zu sein. Sie kön- 
Inh ?1Ch stärker den eigentlich politischen nalten zuwenden. 

w 
^»n Frauen Politik machen 

]a, Schweden haben alle Kinder ab 172 

£j ren das Recht auf einen Krippenplatz. 

MTU
haben Anrecht auf 450Ta8e Eltern- 

steJ
ub und Arbeitsplatzgarantie. Die er- 

hjet 
36° Tage werden mit 90 Prozent des 

tw 0e'nkommens vergütet, die verblei- 
\,     90 Tage mit 12 DM pro Tag. 79,9 
rw   nt der Frauen, 84,6 Prozent der Män- 
j   Slnd erwerbstätig. 

tyJoK rwe8en beträgt der Elternurlaub 52 
be; irS1 bei 80 Prozent oder 42 Wochen 
K\M    Prozent des letzten Lohnes. Alle 
Pennfr haben das Recht auf einen KriP" 
M p at2' etwa 62 Prozent der Frauen und 

r°zent der Männer sind erwerbstätig. 

In Finnland gibt es 263 Tage Urlaub für 
Eltern bei 45 Prozent des letzten Lohnes für 
Gutverdienende, 65 Prozent für Schlecht- 
verdienende. Die ersten 105 Tage dürfen 
allerdings nur von der Mutter in Anspruch 
genommen werden. Nach Ablauf des El- 
ternurlaubs ist für jedes Kind ein Krippen- 
platz garantiert. 

Der UN-Generalsekretär, Butros Butros- 
Gahli, erklärte auf dem Weltsozialgipfel 
in Kopenhagen, daß ein verbessertes Le- 
ben für Frauen oftmals eine Verbesserung 
für ganze Gesellschaften mit sich bringt. 
Die Welt erkenne zunehmend, daß die Be- 
nachteiligung von Frauen der Grund für 
viele globale Probleme sei. Solange den 
Frauen nicht umfassende Rechte einge- 
räumt würden, sei eine Lösung der ernsten 
sozialen, wirtschaftlichen Probleme un- 
wahrscheinlich. In einem Aktionsplan soll 
sichergestellt werden, daß das Personal 
der Vereinten Nationen bis zum Jahr 2000 
zu 50 Prozent aus Frauen besteht. 

Im UN-Bericht über die menschliche Ent- 
wicklung, der im August 1995 veröffent- 
licht wurde, lag erstmals eine detaillierte 
Bestandsaufnahme des zwischen Männern 
und Frauen bestehenden Ungleichgewichts 
weltweit vor. Der Bericht zeigt, daß in kei- 
nem Land der Welt Frauen die gleichen 
Chancen wie Männer haben, wobei Arbeits- 
einkommen, Lebenserwartung, Bildungs- 
stand von Männern und Frauen in allen 
130 Ländern miteinander verglichen wur- 
den. Bevor Frauen nicht eine Beteiligung 
von mindestens 30 Prozent in Entschei- 
dungsgremien erreicht hätten, würde sich 
nichts an der politischen Kultur ändern. 

In einem 10-Jahres-Plan zur Stärkung 
der Gleichstellung wird die Forderung 
aufgestellt: Für den Mindestanteil von 
Frauen an Entscheidungspositionen auf 
nationaler Ebene müsse eine kritische 
Schwelle von 30 Prozent gelten. 
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Zukunft der 

CDU 
nur mit mehr Frauen 

Schluß mil 
unverbindlichen 

Appellen 

Meine Meinung 

Aus dem Rücklauf der Karten- 
aktion seit 11. September 1995: 
„die Frauenquote ist dringend not- 
wendig, da es, wie die Jahre zei- 
gen, ohne Quote offensichtlich nicht 
geht", • „die CDU hat nur Bestand 
als Volkspartei, wenn sie die Vielfalt 
der Gesellschaft widerspiegelt, also 
auch entsprechend Frauen", • 
„höchste Zeit für neue Wege", • „da- 
mit die vielen guten Frauen in der 
CDU zum Zuge kommen", • „da 
Vernunftgründe allein in unserer 
Männergesellschaft nicht über- 
zeugen, ist dieser Weg (Quote) lei- 
der nötig. Frauen müssen prozentu- 
al an Führungspositionen beteiligt 
werden", • „jedes Unternehmen 

muß die Mitarbeiter motivieren. Die 
CDU nicht?" • „Frauenquorum ist 
moderne Parteiführung", • „jetzt ist 
es höchste Zeit. Zwanzig Jahre war- 
te ich schon darauf. Der gute Wille 
allein genügt nicht". 

Schreiben auch Sie uns bitte 
schnell, damit wir uns noch vor dem 
Parteitag ein Bild machen können! 

Schreiben Sie: 

An den 
Generalsekretär der CDU 
Peter Hintze, MdB 
Friedrich Ebert-Allee 73 - 75 
53113 Bonn. 
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Wolfgang Schäuble: 

Maastricht II darf nicht scheitern 
J°r gut acht Monaten haben die Schwe- 
in für den Beitritt ihres Landes zur 
Europäischen Union gestimmt. Am 17. 

ePtember konnten sie ihre Abgeordne- 
^n für das Europäische Parlament 
Johlen. Das Ergebnis dieser Wahl muß 
,ef nachdenklich stimmen: Bei einer er- 
weckend geringen Wahlbeteiligung 

gjjp es einen klaren Wahlsieg für die po- 
chen Kräfte, die Europa kritisch 
«er gar ablehnend gegenüberstehen. 

, as immer sich in den vergangenen acht 
l^°naten bei den Schweden ereignet ha- 
:fn mag, ob enttäuschte Hoffnungen oder 
J^rzogene Erwartungen zu wachsendem 
, esinteresse und Euroskepsis geführt 
aben - die Momentaufnahme zeigt, wie 

» emg Europa als Idee und Auftrag die 
fischen derzeit zu beflügeln vermag. 

as muß alle Alarmglocken schrillen las- 
e-n- Denn die Europäische Union steht an 
'j^r entscheidenden, vielleicht sogar der 
Jes entscheidenden Wegmarke. Im 
j,uge der im nächsten Jahr beginnenden 
^gekonferenz zum Abkommen von 
^ aastricht werden die Mitgliedsstaaten 
0,r EU die Frage zu beantworten haben, 
0 

Sle den Weg der europäischen Integrati- 
^ Weitergehen und unumkehrbar machen 
g,0,len. Das ist nicht nur für uns Deutsche, 
ScM V°r allem für uns die Schicksalsfrage 
^n,echthin. Würde sie negativ beant- 

gr°Ret' Wäre damit für lange Zeit die Ietzte 

in p   Chance vertan, Frieden und Freiheit 
de 

UroPa dauerhaft zu sichern und auf 
Or!? a^ten Kontinent eine stabile 
in,.nunS fur das nächste Jahrhundert zu 
fallieren. 

ein
e?and sollte sicn der Illusion hingeben, 

rer] Scheitern der Maastricht-Folgekonfe- 
bie?h

Sei doch gar nicht so schlimm, dann 
lbe eben alles, wie es ist. Abgesehen 

davon, daß der derzeitige Stand der eu- 
ropäischen Einigung auch nicht immer zu 
Begeisterungsstürmen Anlaß gibt, bin ich 
davon überzeugt, daß in diesem Falle die 
auseinandertreibenden Kräfte in Europa 
die Oberhand gewinnen, sich national- 
staatliche Egoismen verstärken und wir 
uns unversehens in einer instabilen geo- 
politischen Mittellage wiederfinden 
werden, wie sie Europa im ausgehenden 
19. Jahrhundert gekennzeichnet und 
schließlich zur größten Katastrophe unse- 
rer Geschichte geführt hat. 

Die Europäische Union steht 
an einer vielleicht sogar alles 
entscheidenden Wegmarke. 

Deshalb müssen wir alles daran setzen, 
daß Maastricht II ein Erfolg wird und wir 
die Herzen der Menschen für den Fort- 
gang der Integration gewinnen. Viele ma- 
chen sich nicht klar, warum der europäi- 
sche Einigungsprozeß so existentiell wich- 
tig ist. Kein Land in Europa kann aus 
eigener Kraft und ganz auf sich gestellt 
den Frieden sichern. Und der Frieden ist 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 
nicht sicherer geworden. Sonst gäbe es 
den scheußlichen Krieg im ehemaligen 
Jugoslawien nicht. Hier hat Europa ver- 
sagt. Deshalb ist es so ungeheuer wichtig, 
daß die Europäische Union endlich zu 
substantiellen Fortschritten bei der Ent- 
wicklung einer gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik kommt. Ich fürchte, 
die Geschichte wird uns nicht soviel Zeit 
lassen, wie manche gerne hätten. • 
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Erfolg auf Mallorca 
Zum Abschluß des EU-Sondergipfels 
auf Mallorca erklärte der außenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Karl Lamers: 
Der inoffizielle EU-Gipfel in Mallorca 
war ein Erfolg, nicht zuletzt ein solcher 
des Bundeskanzlers. Das ist keine pflicht- 
gemäße Feststellung des außenpolitischen 
Sprechers der größten Regierungsfraktion. 
Denn die Aufregungen der letzten Tage 
um die Währungsunion haben nicht zu ei- 
ner Aufschiebung der Konvergenzkriteri- 
en, aber auch nicht zu einer Aufschiebung 
des Zeitplanes geführt - im Gegenteil ist 
beides bekräftigt worden. Das ist von 
nicht zu überschätzender Bedeutung, weil 
nichts so Not tut wie politische Führung 
und Klarheit. Dies beweist die Tatsache, 
daß vor dem ersten dänischen Referendum 
und dem darauffolgenden französischen 
die Lage viel stabiler war, und die interna- 
tionalen Finanzmärkte bereits von der Exi- 
stenz der Währungsunion ausgingen, ob- 
wohl damals die meisten Mitgliederländer 
viel weiter von der Erfüllung der Konver- 
genzkriterien entfernt waren, und die wirt- 
schaftliche Lage schlechter als heute war. 
Der zweite große Erfolg ist die Festlegung 
des Datums für die Beitrittsverhandlungen 
mit unseren östlichen Nachbarn. Sie brau- 
chen nichts so sehr wie eine klare Per- 
spektive, sowohl für die wirtschaftliche, 
aber mehr noch für die politische Ent- 
wicklung. 

Das Dritte ist die Wiederherstellung des 
„Familiengeistes", wie Philippe Gonzalez 
zurecht formuliert hat. Das bedeutet nichts 
anderes als die Entschlossenheit der Re- 
gierungschefs, trotz aller vorhersehbarer 
Schwierigkeiten die Revisionskonferenz 
1996 zu einem Erfolg zu machen. Alle 
scheinen sich darüber hinaus in 
einem konkreten, äußerst wichtigen Punkt 
einig: Die Abkehr vom Konsens - 

d. h. vom Veto-Prinzip - ist Mindestvor- 
aussetzung für eine erfolgversprechende 
gemeinsame Außen- und Sicherheits- 
politik. 

Kohls Europa wm^mmmmmmmma^ 
Wie sieht Europa in zehn oder zwanzig 
Jahren aus? Wird es ein großer Staat sein, 
von Lissabon bis Bukarest? Mit einer 
Währung, einer Regierung, einem Parla- 
ment? 
Der Zeitraum, in dem Helmut Kohl diese 
Fragen durchdenkt, ist kürzer. „In diesem 
Jahrfünft", erklärte er auf Mallorca, woW 
man das europäische Haus fertigstellen. 
Kohl ist beseelt von der Idee des vereinten 
Europa, und er treibt es wie kein anderer 
voran. 
Der Kanzler hat ein Europa vor Augen, 
das keine Grenzen mehr kennt, das die 
Menschen frei vereint, ohne ihnen ihre nü' 
tionalen Eigenheiten zu nehmen. 

Westdeutsche Allgemein 

Kommentare 

Nachdenken 
Für die europäische Zukunft war das EU' 
Treffen auf Mallorca ein durchaus be- 
grüßenswertes Novum. Anstelle der sonst 
üblichen Absichtserklärungen, die nach 
zwei Wochen ohnehin nur noch Fächlet 
interessieren, ließen die 15 EU-Staats-   . 
und Regierungschefs ihren Gedanken frel' 
en Lauf. „Brainstorming" heißt dafür der 

Fachausdruck, der in Industrie und ^rt' a 
schaff schon lange gang und gäbe ist. F)»r 
diese Art der Gedankenbündelung in der 
EU überfällig ist, steht außer Zweifel 2» 
oft haben in der jüngsten Vergangenheit * 
viele Politiker und Entscheidungsfrage1" 
öffentlich über Europa spekuliert. Es wü 
deshalb höchste Zeit, mit dem stillen und 
ernsthaften Nachdenken über Europa zu 
beginnen. Rheinische Po 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Frieden und Wohlergehen für das 
Jahr 5756 jüdischer Zeitrechnung 
J*fußwort des Parteivorsitzenden, Bun- 
deskanzler Helmut Kohl, zum jüdischen 
^eüjahrsfest Rosch Haschana in der 
allgemeinen Jüdischen Wochenzeitung 
v°m 21. September 1995: 

J?en Lesern der Allgemeinen Jüdischen 
^ochenzeitung und allen jüdischen Ge- 
binden in Deutschland übermittle ich 
*Um pest Rosch Haschana meine herzli- 
chen Glückwünsche. Möge uns das Jahr 
^56 jüdischer Zeitrechnung Frieden und 

Wohlergehen bringen. 

^uch im kommenden Jahr werden sich die 
Wischen Gemeinden in Deutschland der 
§r°ßen Herausforderung stellen, für die In- 
^§ration der zu uns kommenden jüdischen 
^Wanderer Sorge zu tragen. Es ist für 
jj^ch eine bewegende Entwicklung, daß es 
eute wieder eine kraftvolle jüdische Ge- 

meinschaft in Deutschland gibt. Ich wün- 
che mir sehr, daß die jüdischen Gemein- 
er> hier weiterhin wachsen und gedeihen, 
'e vergangenen Monate gaben vielfältige 
e,egenheit zu Erinnerung und Gedenken 

n die Befreiung von der nationalsoziali- 
llschen Gewaltherrschaft und an das En- 

je des Zweiten Weltkrieges vor fünfzig 
w.

en- Die Gedenkveranstaltungen, die 
e't über die Grenzen unseres Landes hin- 
s Beachtung fanden, haben uns das Leid 

t 
r Ppfer und die Mahnung der Geschich- 
e'ndringlich vor Augen geführt. Zu- 

|eich haben sie deutlich gemacht, daß die 
undesrepublik Deutschland ihren festen 
a|2 in der Gemeinschaft freier und de- 
okratischer Staaten gefunden hat. 

d le Partnerschaft und Freundschaft mit 
^ n Feinden von einst ist Grund zu großer 

nkbarkeit; sie bestärkt uns darin, uns 

weiterhin nachdrücklich für die Festigung 
des Friedens und die Sicherung von Frei- 
heit und Demokratie einzusetzen. Wir 
müssen unser Denken und Tun konsequent 
auf die Schaffung eines geeinten Europas 
richten. Ebenso gilt es, in unserem Lande 
wachsam und unnachsichtig zu sein ge- 
genüber jeder Form des Extremismus. 
Haß und Fremdenfeindlichkeit, Intoleranz 
und Mißachtung des anderen dürfen nie 
wieder eine Chance haben. 
Mit großer Anteilnahme verfolgen wir die 
Entwicklung des Friedensprozesses 
zwischen dem Staat Israel und seinen 
Nachbarn. Es verdient Anerkennung, daß 
die Verantwortlichen konsequent an dem 
Ziel festhalten, die Verhandlungen 
zwischen Israel und der PLO zu einem 
erfolgreichen Abschluß zu führen. Mit 
ihren Partnern in der Europäischen Union 
unterstützt und fördert die Bundesregie- 
rung die Friedensbemühungen im Nahen 
Osten. Ebenso setzt sie sich für einen wei- 
teren Ausbau der Beziehungen zwischen 
dem Staat Israel und der Europäischen 
Union ein. Diese beiden Botschaften stan- 
den im Mittelpunkt meiner politischen 
Gespräche während meiner Reise nach 
Ägypten, Jordanien, Israel und in die palä- 
stinensischen Autonomiegebiete vor 
wenigen Monaten. 

Auch das vor uns liegende Jahr wird uns 
vor wichtige Entscheidungen stellen. Als 
Bürgerinnen und Bürger dieser Republik 
müssen wir alle gemeinsam daran arbei- 
ten, im Geist der Hilfsbereitschaft und 
guter Nachbarschaft den äußeren wie den 
inneren Frieden sicherer zu machen. Ich 
bin zuversichtlich, daß uns dies mit ver- 
einten Kräften gelingen wird. • 
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Rita Süssmuth: 

Wir verschleiern nicht, sondern 
legen nachvollziehbar offen 
Was wir heute beraten, beschäftigt uns 
seit sechs Jahren. Seit 1989 haben sich 
zwei unabhängige Kommissionen mit 
dem Abgeordnetenrecht beschäftigt: die 
Leber-Kommission mit ihrem Bericht 
vom Juni 1990 und die Kissel-Kommis- 
sion mit ihrem Bericht vom Juni 1993. 
Danach hat der Ältestenrat des Deut- 
schen Bundestages die Neuregelung seit 
Beginn dieses Jahres in der Rechtsstel- 
lungskommission vorbereitet. 
Was also soll an dem Paket, das wir heute 
verabschieden wollen, übereilt sein? 
Worin soll die „Nacht- und Nebelaktion" 
bestehen, die uns von Teilen der Öffent- 
lichkeit vorgeworfen wird. 
Diese Reform ist gründlich vorbereitet. 
Nur wenige Fragen sind so lange im 
öffentlichen Streit gewesen wie die Abge- 
ordnetenbezüge, nämlich im Grunde seit 
dem Verfassungsgerichtsurteil 1975 - 
lange genug. 
Das Ihnen vorliegende Paket besteht aus 
drei Teilen: der Parlamentsreform, der 
Neuregelung des Abgeordnetenrechts und 
der Verkleinerung des Parlaments. 
Erstens zur Verkleinerung. Der 
Bundestag hat bereits am 29. Juni dieses 
Jahres beschlossen, daß er ab der 
15. Wahlperiode, also regulär ab dem Jah- 
re 2002, um maximal 100 Abgeordnete 
auf unter 600 Mitglieder verkleinert wird, 
und zwar unter Beibehaltung des gelten- 
den, bewährten Wahlrechts. 

Noch in dieser Woche wird eine Kommis- 
sion eingesetzt, die alle Fragen behandeln 
soll, die mit dem schwierigen Problem des 
Neuzuschnitts der Wahlkreise verbunden 

sind. Diese Kommission legt ihren Bericht 
bis spätestens Frühjahr 1997 vor. Mit die- 
sem Beschluß haben wir uns im Parlament 
selbst gebunden. 

Ich halte also fest: Daß der Bundestag we- 
sentlich verkleinert wird, ist beschlossene 
Sache; wie er verkleinert wird, ist nach 
Vorlage des Berichts der Kommission zu 
entscheiden. 

Zweitens. Wir wollen eine Verbesse- 
rung unserer politischen Arbeit im Plenufl1 

und in den Ausschüssen. Wir wollen eine 

Aus der Rede von Rita Süss- 
muth in der Bundestagsdebatte 
über die Abgeordnetenbezüge 
am 21. September 

Verlebendigung, eine straffere Arbeit, wir 
wollen, daß die zentralen Fragen der Nati' 
on hier im Parlament debattiert werden, 
sind dazu auf den Donnerstag mit Kernde' 
battenzeiten gekommen, und wir wollen, 
daß die Arbeit der Ausschüsse öffentlich 
gemacht wird. 

Also mehr Transparenz im Parlament, 
mehr Einsicht in die Alltagsarbeit der P&' 
lamentarier und der Parlamentarierinnen- 

Drittens. Wir schaffen eine neue Grund- 
lage und einen neuen Orientierungsrah- 
men für die Abgeordnetenbezüge, weil 
sich die alte Regelung nicht bewährt hat- 
Dies geschieht einmal in der Verfassung 
selbst, durch Ergänzung von Art. 48 
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At)s. 3 des Grundgesetzes. Dort ist schon 
Jetzt niedergelegt, daß die Abgeordneten 
j^nspruch auf eine angemessene, ihre 
Unabhängigkeit sichernde Entschädigung 
aben. Sie soll sich künftig an den Jahres- 
ezügen eines Richters an einem obersten 

oundesgericht orientieren. Diesen Satz 
Rollen wir ergänzend in die Verfassung 
"^einnehmen. 

^lare Begrenzung 

le nähere Ausgestaltung wird durch Bun- 
esgesetz oder auf Grund eines Bundesge- 
etzes geregelt. Damit wird klargestellt, 
äß auch diese Regelung in einem förmli- 
1en Gesetzgebungsverfahren vor der 
tfentlichkeit getroffen werden muß. 

j..s Anknüpfungspunkt wählen wir die 
j 'chterbesoldung nach der Gruppe R 6. 
.c.n wiederhole: die Besoldung eines 
ylchters, nicht - wie uns unterstellt - des 
0rsitzenden Richters oder des Präsiden- 
n eines Bundesgerichts. R 6 ist nicht R 8 
er R 10. Dieser Bezug ist eindeutig und 

ne klare Begrenzung; er kann nicht nach 
i en ausgelegt werden und steht eindeutig 

Abgeordnetengesetz. 
le Ankoppelung der Abgeordnetenbezü- 

£ ^n die Richterbesoldung soll in sechs 
ufen erfolgen. Sie beginnt rückwirkend 

ar^ '• Januar 1995 und endet am 1. Janu- 
d   °0°- Die einzelnen Stufen werden in 
Unn ^bgeordnetengesetz aufgenommen 

leser 
j^.   sind dort, jeweils bezogen auf das 
^ cntergehalt R 6, nachprüfbar. Mit dL„ 
ben U§Sgröße naben wir uns an die Maßga- 
j,J]'der Kissel-Kommission von 1993 ge- 
stuf

en- Der Beginn der ersten Erhöhungs- 
de 

e rückwirkend zum 1. Januar 1995 be- 
te g

et' daß die nach diesem Datum erfolg- 
etitk

esoldungsernöhung 1995 nicht darin 
halten ist. 

^nk USammenhang mit der aDgesujften 
KoPpelung an die Richterbesoldung 

sind in den letzten Tagen abenteuerliche 
Zahlen genannt worden. 

Lassen Sie mich klar feststellen: Dies sind 
trügerische Zahlenspielereien, die auf 
willkürlichen Annahmen beruhen. Sie er- 
mitteln hypothetisch für das Jahr 2000 Be- 
rechnungsdaten, mit denen in der Öffent- 
lichkeit massiv Stimmung gegen uns als 
Parlamentarier und Parlamentarierinnen 
gemacht wird. 

Ein weiterer Bestandteil der Neuregelung 
ist die Kostenpauschale. Sie bleibt 1995 
unverändert und wird künftig jährlich, 
erstmalig zum 1. Januar 1996, der Ent- 
wicklung der allgemeinen Lebenshal- 
tungskosten angepaßt. Nichts mit rückwir- 
kenden Erhöhungen! Es bleibt bei der 
Pauschale, weil sie die wirtschaftlichste 
Form ist - ohne neuen bürokratischen Ver- 
waltungsaufwand - und die sparsamste für 
den Steuerzahler. 

Die abgestufte Erhöhung der Diäten bis 
zum Jahr 2000 wird von deutlichen Ein- 
schnitten bei der zukünftigen Altersent- 
schädigung, nämlich minus 27 Prozent, 
und dem Übergangsgeld begleitet. Der Be- 
zugszeitraum für das Übergangsgeld nach 
§ 18 des Abgeordnetengesetzes wird hal- 
biert. Ab dem vierten Monat nach dem 
Ausscheiden aus dem Deutschen Bundes- 
tag werden künftig alle anderweitigen Ein- 
künfte angerechnet. 

Höchstsatz reduziert 

Die Struktur der Altersentschädigung wird 
verändert. Die jährliche Steigerungsrate 
wird auf 3 Prozent abgesenkt. Der Höchst- 
satz wird von 75 auf 69 Prozent reduziert 
und zukünftig nicht nach 18, sondern erst 
nach 23 Jahren Mitgliedschaft im Parla- 
ment erreicht. 

Die Mindestaltersversorgung, die eine 
Mandatszeit von wenigstens acht Jahren 
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voraussetzt, wird künftig 24 statt bisher 35 
Prozent der Monatsentschädigung betra- 
gen; bei zwölf Jahren werden es 36 statt 
bisher 51 Prozent sein. 

Diejenigen Parlamentarier, die schon jetzt 
Ansprüche haben, genießen nicht wie all- 
gemein üblich vollen Vertrauensschutz. 
Vielmehr wirkt sich die Erhöhung der Ab- 
geordnetenbezüge nur zu 50 Prozent auf 
die Altersversorgung aus. Von einer allge- 
meinen Erhöhung der Altersversorgung 
um 40 Prozent kann nicht die Rede sein. 

Warum werden diese deutlichen Ein- 
schnitte bei der zukünftigen Altersversor- 
gung und beim Übergangsgeld von Teilen 
der Öffentlichkeit verdreht oder ganz ver- 
schwiegen? Das geschieht, weil sonst das 
Bild vom geldgierigen Parlamentarier zu- 
sammenbräche. 

Überzogene Angriffe 

Bei der Vorbereitung dieser Debatte haben 
wir einseitige und überzogene Angriffe 
auf das Parlament erlebt wie selten zuvor. 
Kritiker werfen uns vor, wir wollten uns 
mit der Neuregelung einen Freibrief zur 
Selbstbedienung ohne Transparenz und 
ohne jede Kontrolle verschaffen. Das ist 
medienwirksam und bringt die Öffentlich- 
keit gegen uns auf. 

Absurd finde ich den öffentlich erhobenen 
Vorwurf der Verschleierung unserer wah- 
ren Absichten und eines Verfassungs- 
bruchs von Parlaments wegen. Diese Vor- 
würfe sind böswillig. Hier werden Tatsa- 
chen verdeckt und verschleiert, um Vorur- 
teile, ja Falschurteile bewußt zu erzeugen, 
weil diese sich mit ihrer Polemik und Dif- 
famierung besser vermarkten lassen. 

Was ist die Absicht? Wozu dieses Feind- 
bild, mit dem seit Jahren und immer wie- 
der penetrant die Parlamentarier als 
„Selbstbediener", „Absahner", „Geldgei- 

le", nun auch als „Verfassungsbrecher" 
und „Verschleierer" heruntergemacht wer- 
den? Solche Anfeindungen ersticken jede 
Bereitschaft zur sachlichen und ehrlichen 
Auseinandersetzung bei unterschiedlichen 
Positionen. Der Demokratie dienen solche 
Vorgehensweisen, solche Unterstellungen 
nicht. 

Vor aller Augen 

Wir verschleiern nicht, sondern legen für 
jeden nachvollziehbar offen, wir brechen 
nicht die Verfassung, sondern schreiben 
präzise in die Verfassung, was dort bislang 
unbestimmt ausgedrückt worden ist. 

Jahrzehntelang war streitig, was ein Abge' 
ordneter verdienen soll. Um diese Ausein- 
andersetzung zu beenden, wollen wir jetzt 
vor den Augen der Öffentlichkeit eine 
Grundsatzentscheidung in der Verfassung 
selbst treffen. 

Auch die Ausfüllung dieses Orientierung8' 
rahmens in den entsprechenden Bundesge' 
setzen vollzieht sich vor den Augen der 
Öffentlichkeit - Jahr für Jahr, wenn es 
sein muß, jeweils bei der Anpassung des 
maßgebenden Besoldungsrechts für die 
Bundesrichter. Darüber hinaus werden die 

entsprechenden Zahlen jährlich im Hand- 
buch des Deutschen Bundestages - für 
jeden zugänglich - veröffentlicht. 

Schon bei der erstmaligen Festsetzung def 
Diäten nach dem Verfassungsgerichtsurte1 

1975 waren als Orientierungsmaßstab die 
Jahresbezüge eines hauptamtlichen Ober' 
bürgermeisters in mittelgroßen Städten, 
d. h. 100.000 bis 250.000 Einwohner, zu- 
grunde gelegt worden. Inzwischen sind 
wir weit dahinter zurückgefallen. Zu die' 
sem Maßstab kehren wir mit der Richter' 
besoldung als Anknüpfungspunkt zurücK- 
Die Verfassungsänderung ist keine Aus- 
höhlung des Grundgesetzes, sondern ein6 

Konkretisierung, für jeden Bürger nach- 
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'esbar und vom Verfassungsgericht nach- 
prüfbar. 

^n- 48 der Verfassung gehört nicht zu 
dem von Art. 79 Abs. 3 geschützten ände- 
jyngsfesten Kern des Grundgesetzes. 
Ebensowenig ist das demokratische Prin- 
*'P durch die Änderung von Artikel 48 
erührt. Wir entscheiden in dem dafür vor- 

j>esehenen Gesetzgebungsverfahren und 
Jaben dafür eine Zweidrittelmehrheit bei 
aer Abstimmung aufzubringen. Dies zeigt, 
^e unberechtigt und abwegig der Vor- 
wurf des Verfassungsbruchs gegen das 
Parlament ist. 

*^s unfreundliche Stimmen bei uns als 
kandal bezeichnen, geschieht in über 
wei Dritteln der westeuropäischen De- 

mokratien, nämlich eine Bindung der Ab- 
^ordnetendiäten an Gehälter des öffentli- 
chen Dienstes. Dazu zählen Richter- und 
Beamtengehälter. 

^eine neuen Aspekte 

.üch der Gegenvorschlag, die Einsetzung 
I"iÜer unarjhängigen Kommission zur 

oerprüfung der Diäten beim Bundesprä- 
A
aenten, bringt keinen wirklich neuen 

AsPekt in die Diskussion, 
b . 

61 jeder Kommission, die eingesetzt 
,. lrd, ist nichts gewonnen, wenn sie letzt- 
en nur Empfehlungen ausspricht. Der 
. °rWurf der Selbstbedienung könnte dann 

Tier wieder erhoben werden. Sollte da- 
*e§en eine Kommission mit ihrer Ent- 
. leidung das Parlament festlegen kön- 

n' dann wäre ebenfalls eine Verfas- 
ngsänderung notwendig. 

ch      ' Was 'n ^'esen Tagen in der öffentli- 
en Diskussion zur Parlamentsreform ge- 

,^§t wird, liegt neben der Sache, setzt uns 
heKi'n a^träg''cnes Licht und schürt mit er- 

schein Anteil eine Neiddiskussion. 

Was ich dieser Tage über das Gesetzge- 
bungsverfahren gehört und gelesen habe - 
vom Durchpeitschen über Geldgier, Be- 
trug bis hin zum Verfassungsbruch - hat 
mit den Vorlagen, die in der Rechtsstel- 
lungskommission, im Ältestenrat, in den 
Fraktionen und den Ausschüssen beraten 
wurden, kaum etwas zu tun. 
Klar ist, daß wir den bislang durch nichts 
zu entkräftenden Vorwurf der Selbstbedie- 
nung für die Zukunft ein für allemal aus- 
räumen wollen. Deshalb fasse ich zusam- 
men: Wir verschleiern nichts, sondern 
schaffen Transparenz; wir ändern das 
Grundgesetz in einem offenen Verfahren; 
wir heben die Abgeordnetenentschädigung 
in sechs Stufen bis zur Jahrtausendwende 
an; wir reduzieren die zukünftige Alters- 
versorgung; wir verkleinern das Parlament 
und straffen seine Arbeit. 
Ich halte fest: Trotz der Mehraufwen- 
dungen für die Neuregelung der Abgeord- 
netenbezüge wird unser Parlament nach 
der Verkleinerung den Steuerzahler deut- 
lich entlasten. 
Wir haben die Reform gründlich beraten 
und durchdacht. Dabei gab es unterschied- 
liche Vorstellungen. Die Kritik, der wir 
dabei ausgesetzt waren und noch sind, ist 
nicht neu; wir haben uns seit Jahren mit 
ihr auseinandergesetzt. Trotzdem überra- 
schen mich die Vehemenz und Wucht die- 
ser Kritik, deren Hauptziel es ist, diese 
Reform um jeden Preis zu verhindern. 

Entscheidungen treffen 

Der Deutsche Bundestag hat sich der Kri- 
tik zu stellen, hat seine Entscheidungen 
zu begründen und transparent zu machen, 
aber er muß auch nach seiner Überzeu- 
gung und nach eingehenden Beratungen 
die notwendigen Entscheidungen treffen. 
Deshalb schlage ich Ihnen das Reform- 
paket heute in all seinen Teilen zur An- 
nahme vor. • 
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Materialien 

der Frauen-Union 

• Frauen knüpfen Nezte für 
die Zukunft 

Der gleichlaufende Beschluß vom 
20. Bundesdelegiertentag der Frauen- 
Union hat zum Ziel, die Vernetzung 
von Frauen und Fraueninitiativen zu 
fördern um die Kenntnis und Kompe- 
tenz der Frauen in einem Netzwerk 
zusammenzuführen. 
Der Beschluß „Frauen knüpfen Netze 
für die Zukunft" enthält viele Anregun- 
gen für die Arbeit der Frauen-Union, 
aber auch für die Zusammenarbeit mit 
Verbänden, Einzelpersonen und mit 
anderen Netzwerken. 
Bestell-Nr.: 2963 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 18 - DM 

• Vorfahrt für Familien 

Bestell-Nr.: 2969 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 20 - DM 

Ein Leitfaden für die Zielgruppenarbeit mit Frauen 

|1ir\ÄX>ue^/Tfps 

• Politik weiblich - Themen, Tips 
und Fakten 

Mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
sind Frauen. Die Gruppe der Frauen 
ist jedoch keine homogene Gruppe, 
sondern Frauen unterscheiden sich in 
ihren Lebenssituationen, in ihren Ein- 
stellungen, Interessen und vielem 
mehr. Der vorliegende Leitfaden zur 
Zielgruppenansprache soll Ihnen hel- 
fen, Lösungsansätze und Anregungen 
für die Vorbereitung Ihrer Aktionen vor 
Ort zu finden. 

Bestell-Nr.: 4602 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 15- DM 

• Satzung der Frauen-Union 

mit Beitragsregelung. Verfahrens- und 
Geschäftsordnung sowie mit den 
Adressen aller Landesgeschäftsstelien 

Bestell-Nr.: 6613 
Verpackungseinheit: 10 Expl. . 
Preis je Verpackungseinheit: 11,70 DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. Bei Bestellungen bis 
zu einem Warenwert von 50- DM wird eine 
Versandkostenpauschale von DM 5- 
erhoben. 



SEFENTLICHKEITSARBEIT UiD 30/1995 • Seite 27 

Wir kriegen 
nichts 
geschenkt. 

K. miHvwvimwM tmmuiannimiM imiMm 
Midi Im FahUn "ü **« üt e*w ofcngabiNM 

Erst seit 1900 dürfen Frouen on deutschen Univtr- 
sitöten studieren. 

I krff «ml MldehM «Mtr,niät<<n an illpnM«hMl«Hta .s*tuUi> 
(h*h>uA.cnMrtiuipJlltwm Mjdcfamer*lm*ratfUic!i 

Wir kriegen nichts geschenkt 

Joses Faltblatt können Sie auch als 
^e.schenkpapier verwenden. 
^roße: 67 x 46 cm 

^stell-Nr.: 2812 
f)JrPackungseinheit: 50 Expl. 
^'s je 50 Expl.: 20 - DM 

^hrradschlüssel 
"Stricklieseis Töchter" 

^teil-Nr.: 9808 
L!P9ckungseinheit 25 Expl. 
•Jjjsje25Expl.:25,-DM 

• Notizbuch der Frauen-Union 
Bestell-Nr.: 9807 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 36 - DM 

Mit Grips 
ohne Schlips. 

• Poster: 
Mit Grips ohne Schlips 

Bestell-Nr.: 7722 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 16-DM J 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

# Reflektorbärchen 
Jedes Jahr verunglücken Tausende von 
Kindern im Straßenverkehr, weil Sie 
oftmals im Dunkeln gar nicht oder viel zu 
spät gesehen werden. Die Reflektor- 
Bärchen sind hier ein nützliches 
Werbemittel und ein aktiver Beitrag zur 
Sicherheit im Straßenverkehr. Jedes 
Bärchen wird mit einem Band mit 
Sicherheitsnadel geliefert und kann so 
bequem an Jacken, Mänteln oder auch 
an Schulranzen befestigt werden. 

Bestell-Nr. 9558 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 34,90 DM 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax: 05423/415 21 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versa 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdienst & 
Christlich Demokratischen Union Deutschla? . 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König, f,ec*ato'ii3 
Ernst-Jörg Neuper, Konrad-Adenauer-Haus, • ^ 
Bonn, Telefon (02 28) 5440, Verlag: Union Betn«, 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 53113 Bonn. - 
(02 28) 53 07-0, Telefax (02 28) 53 07-118/119. Ve?.,icn 
Tel. (02 28) 53 07-1 89. Verlagsleitung: Bernd ProW«^ 
Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto Nr. 751 A 
(BLZ 380 500 00), Postbank Köln Nr. 1937 9ö- ^ 
(BLZ 370 100 50). Abonnementspreis jährlich 56;"|aqs- 
Einzelpreis 1,50 DM. Herstellung: WA Vereinigte Ven« 
anstalten GmbH, Düsseldorf. 
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